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Die nach den Wahlen vom Oktober 2006 neu gebildete „Große Koalition“ führte die
Europa-Politik vorerst weitgehend im Konsens. Doch Mitte 2008 wurde dann die EU ein
Stolperstein für die Weiterführung der Koalition.

Streitpunkte Österreichs mit der EU

Der lange Streit zwischen Österreich und der EU-Kommission bezüglich des Zugangs zu
bestimmten Studienrichtungen (vor allem zum Medizinstudium) wurde im Oktober 2007
vorerst beendet.1 Kommissionspräsident José Barroso stellte in einem Brief an Bundes-
kanzler Alfred Gusenbauer eine Suspendierung des EU-Verfahrens wegen der Uni-
Zugangsquote auf fünf Jahre in Aussicht. Laut Bundeskanzler Alfred Gusenbauer (SPÖ)
war dies „das erste Mal, dass der Präsident der EU-Kommission offiziell die österreichi-
sche Argumentation zur Kenntnis“ genommen hatte. Barroso betonte in seinem Schreiben,
dass Österreich damit mehr Zeit gegeben werden sollte, um zu beweisen, dass sich die
Ausbildung überwiegend ausländischer Medizinstudenten nachteilig auf das nationale
Gesundheitssystem auswirkt, da viele davon nach Ende ihrer Ausbildung in ihre Heimat-
länder zurückkehren würden. Für Bundeskanzler Gusenbauer hätte ohne Zugangsquote
bereits ab 2015 ein massiver Ärztemangel drohen können.2

Ein anderes permanentes Streitthema zwischen Österreich und einem Teil seiner EU-
Partner stand ebenfalls im Oktober 2007 zur Entscheidung an – das Verbot von Import von
gentechnisch verändertem Mais. Am 30. Oktober 2007 erreichte Österreich nicht die erfor-
derliche qualifizierte Mehrheit im Umwelt-Ministerrat, um das Verbot aufrechtzuerhalten.
14 Staaten unterstützen Österreich (darunter Deutschland und Frankreich), aber 4 Staaten
stimmten gegen die österreichische Position (Großbritannien, Estland, die Niederlande und
Schweden), der Rest enthielt sich der Stimme. Damit musste die EU-Kommission die end-
gültige Entscheidung treffen.

Nach langen internen Diskussionen beschloss die Kommission dann am 7. Mai 2008,
dass Österreich die Importverbote für Gen-Mais als Lebensmittel oder Futtermittel aufheben
muss. Österreich kann weiterhin den Anbau von Gen-Mais (d.h. den Import von entspre-
chendem Saatgut) verbieten. Das widerspricht aber noch immer den Forderungen der USA
und anderer Staaten im Rahmen der WTO für eine generelle Aufhebung der Importverbote.3

Die Schengen-Erweiterung

Um null Uhr am 21. Dezember 2007 fielen die Schengen-Grenzen zu den vier neuen EU-
Nachbarn Österreichs: Tschechien, Slowakei, Ungarn und Slowenien. Die Reaktionen in
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Österreich waren geteilt. In der Bevölkerung waren laut einer Meinungsumfrage 75 Pro-
zent gegen die Öffnung der Grenzen.4 Daher entschloss sich die Bundesregierung für Bei-
behalten des Grenzschutzes durch eine, wenn auch verminderte Fortführung des Assisten-
zeinsatzes des österreichischen Bundesheeres hinter den Grenzen zu Ungarn und zur
Slowakei.5 Gleichzeitig wurde angekündigt, während der Fußball-Europameisterschaft im
Juni 2008 die Grenzkontrollen wieder einzuführen. Diese Maßnahmen stießen auf Kritik in
den Nachbarländern.

Andreas Schieder, außenpolitischer Sprecher und internationale Sekretär der SPÖ, erin-
nerte in einer Aussendung an die historische Dimension des Ereignisses. Der Delegations-
leiter der ÖVP im EU-Parlament, Othmar Karas meinte, man müsse die Schengen-Erweite-
rung feiern: „It’s a wonderful day“. Peter Pilz, der Sicherheitssprecher der Grünen, fand
den Wegfall der Grenzkontrollen „gut für die Menschen, gut für die Wirtschaft und mittel-
fristig auch gut für die Sicherheit“. Die FPÖ-Sicherheitssprecherin Barbara Rosenkranz
sprach sich indessen gegen die Schengen-Erweiterung aus, denn die Sicherheitskomponen-
ten seien nicht vollständig erfüllt und die Erweiterung käme „viel zu früh“. Kärntens Lan-
deshauptmann Jörg Haider (BZÖ) sah in der Schengen-Erweiterung „überhaupt keinen
Grund für Jubel“. Er teilte die Sorge breiter Bevölkerungsteile über einen „massiven
Anstieg der Kriminalität“ und eine Zunahme von illegalen Grenzübertritten.6

Auch in den Medien zeigte sich die unterschiedliche Einschätzung der Schengen-Öff-
nung. Nach dem Chefredakteur der Qualitätszeitung „Die Presse“ feierte Österreich nicht
nur „eine neue Reisefreiheit“, die das Ende der berüchtigten Grenzwartezeiten bedeutete,
sondern auch die „Wiedergeburt Mitteleuropas“.7 Das Massenblatt „Kronen Zeitung“
brachte hingegen eine ganz andere Schlagzeile: „Schrankenloses Europa macht vielen
Angst: Nur Politiker feiern offene Grenzen!“8 Entgegen vielen Befürchtungen anlässlich
der Erweiterung des Schengen-Raums ist aber die Zahl der Anzeigen in den Monaten Jän-
ner bis Juli 2008 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 5,3 Prozent zurückgegangen.
„Wir sind auf einem sehr guten Weg“ sagte dazu die seit 1. Juli 2008 amtierende Innenmi-
nisterin Maria Fekter (ÖVP).9

Die Wirtschaft betonte den positiven Aspekt der Verlegung der Schengen-Außen-
grenze bis an die Ukraine. Trotz dieser unbestritten positiven wirtschaftlichen Bilanz der
Ostöffnung zögerte die Große Koalition von SPÖ und ÖVP weiterhin, den Arbeitsmarkt
für Bürger der mittelosteuropäischen EU-Staaten vollständig zu öffnen. Dies ist auf den
starken Widerstand der Arbeitnehmervertretung zurückzuführen. Wanderungswillige,
höher qualifizierte und jüngere Arbeitnehmer aus den Beitrittsstaaten sind daher längst in
andere Länder der „alten“ EU-15 gegangen.

Die im Mai 2007 gestartete Anwerbung von bis zu 800 der besonders gesuchten
Schweißer, Dreher und Fräser in den Beitrittsländern verlief enttäuschend; nicht einmal die
Hälfte des Bedarfs konnte gedeckt werden. 2008 sollen die Zugangsbeschränkungen für
50 (von 540) Berufsgruppen fallen; diese „Mangelberufe“ sind so definiert, dass auf

4 Elitsa Vucheva: EU marks „historical“ enlargement of borderless zone, EU-Observer, 21.12.2007, http://
euobserver.com/9/25375/?rk=1.
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1 offene Stelle in der Statistik maximal 1,5 vorgemerkte Arbeitslose kommen. Ab dem Mai
2009 soll die Freizügigkeit für Facharbeiter voll umgesetzt werden; Zugangsbeschränkun-
gen bis 2011 gibt es dann nur noch für ungelernte Kräfte.10

Ratifizierung des Lissabon-Vertrags und der Schwenk der SPÖ

Am 9. April 2008 genehmigte der Nationalrat den Lissabon-Vertrag mit großer Mehrheit.
151 Abgeordnete (von SPÖ, ÖVP und Grünen) sprachen sich in der namentlichen Abstim-
mung für die Annahme des Vertrags aus, 27 Parlamentarier – alle aus den Reihen der FPÖ
und des BZÖ – stimmten dagegen.11 Für die SPÖ mache der EU-Reformvertrag Österreich
und Europa stärker. Bundeskanzler Gusenbauer bezeichnete den Vertrag „eine wesentliche
Voraussetzung dafür, dass das größere, vereinte, neue Europa der 27 auch funktionieren
kann“. Außenministerin Ursula Plassnik (ÖVP) erklärte, der Vertrag sei eine notwendige
Etappe bei der Weiterentwicklung der Union. Es gebe weder einen Grund, den Vertrag zu
bejubeln noch ihn zu dämonsieren. Die Vizeparteichefin der Grünen, Eva Glawischnig
sprach von einem „kritischen Ja“. Die Grünen wollten jedenfalls gesichert haben, dass
Österreich auch nach dem neuen EU-Vertrag nicht einem militärischen Kerneuropa bei-
trete. Die FPÖ forderte eine Volksabstimmung über den Vertrag. Durch den Vertrag werde
die politische Souveränität Österreichs abgetreten, erklärte Parteiobmann Heinz-Christian
Strache. Auch das BZÖ forderte eine Volksabstimmung und Obmann Peter Westenthaler
erklärte, der 9. April werde als „Tag des Verrats“ in die Geschichte Österreichs eingehen.12

Nachdem Bundespräsident Heinz Fischer Gutachten renommierter Universitätsprofessoren
eingeholt hatte, in welchen die Notwendigkeit einer Volksabstimmung verneint worden
war, unterzeichnete er am 28. April 2008 den Lissabonner Vertrag; damit hat Österreich
den Vertrag ratifiziert.13

Trotz der großen Mehrheit bei der parlamentarischen Genehmigung des Vertrags von
Lissabon kam es Ende Juni 2008 zu einer deutlichen Änderung der SPÖ in der EU-Politik.
Dieser Schwenk wurde in einem Brief an die Kronen Zeitung verkündet. Darin forderten
Bundeskanzler Gusenbauer und der neue SPÖ-Vorsitzende Werner Faymann, „dass
zukünftige Vertragsänderungen, die die österreichischen Interessen berühren, durch eine
Volksabstimmung in Österreich entschieden werden sollen“.14 Der Hintergrund für diesen
Vorstoß der SPÖ fand sich einerseits in den schlechten Umfrage-Werten für die SPÖ (die
schon zur Ablösung von Gusenbauer als Parteiobmann geführt hatten), andererseits in den
negativen Einstellungen vieler Österreicher zur EU.

Der SPÖ-Europaabgeordnete Hannes Swoboda erläuterte, dass bei einem in Kraft treten
des Vertrags von Lissabon, trotz des irischen Vetos, die Ratifizierung Österreichs bestehen
bliebe. Ein neu formulierter Text müsste aber in Österreich einer Volksabstimmung unter-
zogen werden. „Das gilt für jede neue Vertragsrevision“, deponierte Swoboda.15

10 Angaben nach Ängste Österreichs vor der EU-Freizügigkeit. Notenbank sieht kaum Beeinträchtigung für hei-
mische Beschäftigte, in: Neue Zürcher Zeitung, 16.1.2008.

11 Jutta Sommerbauer, EU-Vertrag: Maulkörbe und Zwerge im Nationalrat, in: Die Presse, 10.4.2008. Der Bun-
desrat stimmte am 24.4.2008 mit ähnlicher Mehrheit dem Lissabon-Vertrag zu.

12 Zusammenstellung nach EU-Vertrag: „Gewinn“ oder „Verrat“? Die Standpunkte der Parteien, in: Die-
Presse.com, 9.4.2008.

13 Siehe die Gutachten unter http://www.hofburg.at/show_content2.php?s2id=990.
14 Der Brief wurde abgedruckt als Vorstoß von Gusenbauer und Faymann: Volksabstimmung für neuen EU-
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„Kanzler Gusenbauer und SP-Chef Faymann fordern: Volksabstimmung für neuen EU-Vertrag“.
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Kritisiert wurde der Schwenk des Koalitionspartners SPÖ von Außenministerin Plass-
nik. Die neue SPÖ-Linie tarne Europafeindlichkeit fadenscheinig mit der populären Forde-
rung nach einer Volksabstimmung. Die neue SPÖ-Spitze unter Werner Faymann sei offen-
bar auf die „Populismus-pur-Linie“ von Strache und Haider eingeschwenkt.16 Der grüne
Europaabgeordnete Johannes Voggenhuber bezeichnete den Schwenk der SPÖ als „unfass-
bar“. Die neue SPÖ-Forderung sei „der Gipfel des Missbrauches Europas, um aus dem
eigenen Versagen herauszukommen“.17 Die neue EU-Politik der SPÖ war dann einer der
Hauptgründe für die Kündigung der Großen Koalition durch die ÖVP anfangs Juli 2008.

Der Schwenk der SPÖ in Sachen EU-Politik und in Richtung Volksabstimmung über
künftige EU-Verträge fand in Österreich ein eher positives Echo; in einer Umfrage hielten
61 Prozent diese Kehrtwendung für richtig.18 In der Eurobarometer-Umfrage vom Frühjahr
2008 sahen nur noch 28 Prozent der Österreicher die EU positiv – ein Minus von sechs
Prozent gegenüber der Eurobarometer-Umfrage vom Herbst 2007. Die Teilnahme an der
EU hielten nur noch 36 Prozent für eine gute Sache, 26 Prozent lehnten sie hingegen dezi-
diert ab (mehr als ein Drittel hatte überhaupt keine Meinung).19 In anderen Meinungs-
umfragen sprach sich aber zwischen 1995 und 2007 eine stabile Mehrheit von etwa zwei
Drittel der Österreicher für die Beibehaltung der EU-Mitgliedschaft aus.20
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